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Auskunftsrecht 
 

 

Recht auf 

Auskunft 

  

Recht auf Auskunft, 

Art. 15 DSGVO  

▪ Recht auf Bestätigung, ob 

überhaupt Daten verarbeitet 

werden 

 

▪ Keine Spezifizierung von 

Seiten des Betroffenen 

notwendig 

 

 

Wenn ja, worüber Konkretisierungen der 

Auskunft 

 

 

 

▪ Verarbeitungs-

zwecke 

 

▪ Datenkategorien 

 

▪ Empfänger-

kategorien  

 

 

▪ Geplante Dauer  

 

 

▪ Bestehen der 

Rechte auf 

Berichtigung, 

Löschung, 

Einschränkung der 

Verarbeitung, 

Widerspruch 

 

▪ Bestehen des 

Beschwerderechts 

bei der   

Aufsichtsbehörde 

 

▪ Herkunft der 

Daten 

 
 

▪ Ggf. automatisier-

te Entscheidungs-

findung (einschl. 

Profiling) 

 

 

 

 

 

 

 

 

▪ Es sei denn, Datenschutz-

rechte der Empfänger werden 

verletzt  

 

▪ Wenn dies nicht möglich ist, 

Regeln für die Dauer 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

▪ Alle verfügbaren 

Informationen 

 

▪ In den Fällen, in denen die 

Entscheidung rechtliche Wir-

kungen hat, über die Logik, 
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▪ Ggf. Übermittlung 

in ein Drittland 

und die geeig-

neten Garantien 

 

Tragweite und angestrebte 

Auswirkungen 

 

 

 

 Anforderungen an die 

Auskunftserteilung 

 

  

▪ Zurverfügungstellung 1 Kopie 

der gespeicherten Daten  

 

▪ Unentgeltlich (danach Entgelt 

möglich) 

 

▪ Zeitnah  

 

▪ In einem gängigen elek-

tronischen Format, sofern 

elektronisch beantragt 

 

▪ Identifizierung der betrof-

fenen Person notwendig 

 

▪ Per Email dürfte nicht zulässig 

sein (Stichwort: wer hat 

Zugriff auf das Emailkonto?) 

 

▪ Die zum Zwecke der Aus-

kunftserteilung gespeicher-

ten Daten dürfen nur für 

diesen Zweck (am besten 

separiert) oder zur Daten-

schutzkontrolle gespeichert 

werden. 

 

 

 Ausschlussgründe Konkretisierung der 

Ausschlussgründe 

  

▪ Sofern Geheimhaltungs-

pflichten entgegenstehen  

 

▪ Sofern gegenüber dem 

Verantwortlichen durch die 

öffentliche Stelle die 

Gefährdung öffentlicher 

Sicherheit und Ordnung oder 

Nachteil gegenüber dem Wohl 

des Bundes oder eines Landes 

festgestellt wurde  

 

 

▪ Sofern die Auskunftserteilung 

einen unverhältnismäßigen 

Aufwand erfordert und gleich-

zeitig die Verarbeitung zu 

anderen Zwecken ausge-

schlossen ist 
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▪ Wenn gegenüber Verant-

wortlichen eine öffentliche 

Stelle die Gefährdung der 

öffentlichen Sicherheit fest-

gestellt hat 

 

▪ Für Zwecke der Strafver-

folgung (ohne Feststellung) 

 

▪ Weil die Daten wegen 

Aufbewahrungsvorschriften 

nicht gelöscht werden dürfen 

 

▪ Sofern die Daten aus-

schließlich den Zwecken der 

Datensicherung oder Daten-

schutzkontrolle dienen  

 

 

 Anforderungen 

Auskunftsverweigerung 

Verweigerungsgründe 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

▪ Die Gründe der Auskunfts-

verweigerung sind zu do-

kumentieren. 

 

▪ Die Ablehnung der Auskunfts-

erteilung ist zu begründen. 

 

 

 

 

 

 
 
 

▪ Es sei denn, die Begründung 

gefährdet den auf der Aus-

kunftsverweigerung gegrün-

deten Zweck 

 


